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tägliche konsequente Durchsetzung der sozialistischen Ge­
setzlichkeit in allen Lebensbereichen dar. Dazu zählt auch 
die konsequente Anwendung des sozialistischen Prinzips „Je­
der nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seiner Leistung“.

Unser sozialistischer Staat fördert die Rechtssicherheit 
durch die — wie das Beispiel des Arbeitsgesetzbuchs, des Zi­
vilgesetzbuchs und auch der. Neufassung des Gesetzes über 
die örtlichen Volksvertretungen beweist — ständige Vervoll­
kommnung unserer Gesetzlichkeit. Er festigt sie durch einen 
ausgeprägten Arbeits- ünd Gesundheitsschutz und die Durch­
setzung der Produktions- und Brandsicherheit. Auf dieser 
breiten Grundlage entwickelt sich das Rechtsbewußtsein der 
Bürger und die Gesetzestreue der Leiter. Das schließt für 
die gesamte Gesellschaft ein, Verletzungen des Rechts ohne 
Ansehen der Person aufzudecken und zu ahnden, denn vor 

- dem Gesetz sind alle Bürger gleich.
Heute können wir davon ausgehen, daß in unserer Repu­

blik die Achtung des Rechts immer mehr zu einer aktiven 
Lebensgewohnheit der Bürger wird. Das sozialistische Rechts­
bewußtsein entwickelt sich auch als Bewußtsein persönli­
cher Verantwortung für die Belange der Gesellschaft.

Der enge innere Zusammenhang zwischen Gesetzlichkeit 
und sozialistischer Demokratie zeigt sich besonders augen­
scheinlich in den wechselseitigen Beziehungen der weiteren 
Durchsetzung von Ordnung, Disziplin und Sicherheit in al­
len Bereichen und dem Schutz des sozialistischen Eigentums 
und der Rechte der Bürger. Untersuchungen des Verfässungs- 
und Rechtsausschusses der Volkskammer und zahlreiche wis­
senschaftliche Analysen beweisen, daß sich die Bewegung für 
vorbildliche Ordnung, Disziplin und Sicherheit als Bestand­
teil des sozialistischen Wettbewerbs in unserer Gesellschaft 
zu beachtlicher Breite und Wirksamkeit entwickelt hat. Un­
ter dem Motto „Mit Sicherheit — den Plan erfüllen“ stre­
ben die Werktätigen danach, all das zuverlässig zu bewah­
ren, was sie erarbeitet haben. Wenn man bedenkt, wieviel 
gesellschaftlicher Reichtum uns noch immer durch mangelnde 
Sorgfalt und Wachsamkeit, durch Brände und Havarien und 
nicht zuletzt auch durch Verkehrsunfälle verloren geht, dann 
unterstreicht das nur, wie wichtig das enge Zusammenwir­
ken der staatlichen Organe, der gesellschaftlichen Organisa­
tionen, der Arbeitskollektive und anderer gesellschaftlicher 
Kräfte zur ständigen Erhöhung von Ordnung und Sicherheit 
ist.

Die Zeit nach 1981 hat bewiesen, wie richtig die Orientie­
rung des X. Parteitages war, mit höchster Konsequenz die 
Gesetze einzuhalten, „welche die Tätigkeit der Betriebe, 
Kombinate und wirtschaftsleitenden Staatsorgane für eine 
effektive, auf Leistungszuwachs gerichtete Wirtschaftsleitung 
und den Schutz des Volkseigentums betreffen“.1 Zugleich hat 
sich die Notwendigkeit herauskristallisiert, die qualitativen 
Faktoren des ökonomischen Leistungsanstiegs auch mit recht­
lichen Mitteln noch stärker durchzusetzen und Initiativen 
zum Nutzen der Gesellschaft noch breiteren Raum zu ge­
ben. Der Alltag verweist auch darauf, in den Produktions­
stätten die Verantwortung der Leiter für das technologische 
Regime zu erhöhen und die Sicherheitsvorschriften konse­
quent einzuhalten. Notwendig sind Analysen über die Wirk­
samkeit unseres Rechts mit dem Ziel, das wissenschaftlich- 
technische Schöpfertum der Menschen, ihre Leistungsbereit­
schaft, die Zusammenarbeit von Wissenschaft und Produk­
tion und die rasche volkswirtschaftliche Nutzung wissen­
schaftlich-technischer Ergebnisse zu fördern.

Mit dem Fortschreiten unserer Gesellschaft wird immer 
deutlicher, in welchem Maße die Schöpferkraft jedes ein­
zelnen Menschen zu einer inneren Entwicklungsnotwendig­
keit des Sozialismus wird. Das unmittelbare Erleben, Rechte 
wahrzunehmen und Pflichten nachzukommen, fördert die 
Bereitschaft zu eigener Verantwortung für gesamtgesell­
schaftliche Aufgaben. Hohe Verantwortung ist nicht wahr­
zunehmen ohne hohe Pflichten und entsprechend umfang­
reiche Rechte. Rechte und Pflichten bilden in unserem Ar­
beiter-und-Bauern-Staat eine Einheit.

Im Zusammenhang mit der Vervollkommnung unserer 
Staats- und Rechtsordnung — das sei hier nebenbei er­
wähnt — ist das Eingeständnis einer sog. „Gesellschaft für 
Deutschlandforschung e. V.“, einem antikommunistischen 
Strategie- und Koordinierungszentrum, nicht uninteressant. 
In einem Memorandum dieses eingetragenen Vereins heißt 
es, daß in der Jugend der BRD die Staats- und Rechtsord­
nung sowie die Wertordnung der DDR „von der Idee her 
sogar als besser angesehen wird“2 als die der BRD.

Ja, unsere Gesellschaft prägt immer eindrucksvoller ihre 
eigenen unverwechselbaren sozialen und rechtlichen Bezie­
hungen aus — nicht nur von der Idee her, sondern vor allem 
in der sozialistischen Praxis. Natürlich vollzieht sich ein sol­
cher Prozeß niemals ohne Widersprüche. So gibt es einer­

seits — im Verhältnis zur bestimmenden Entwicklungsrich­
tung — auch noch Erscheinungen, zwar Rechte für sich in 
Anspruch, aber es mit den Pflichten gegenüber der Gesell­
schaft nicht so genau zu nehmen. Es gehört zum lebendigen 
Alltag unserer Demokratie, gemeinsam mit den staatlichen 
Organen allen Versuchen entgegenzuwirken und sie zu unter­
binden, sich ungerechtfertigte Vorteile auf Kosten der Ge­
sellschaft zu verschaffen. Zu den Normen unseres Zusam­
menlebens, die unser Recht fördert und festigt, zählen die 
kameradschaftliche Zusammenarbeit, Gewissenhaftigkeit, 
Zuverlässigkeit und Ehrlichkeit, gegenseitige Achtung und 
die Bereitschaft zur Verteidigung der sozialistischen Errun­
genschaften.

Im Alltag bestätigt sich die im Programm der SED ge­
troffene Feststellung, daß es fester Bestandteil unserer Poli- j 
tik ist, die sozialistische Rechtsordnung planmäßig entspre­
chend dem erreichten Entwicklungsstand der Gesellschaft 
auszubauen und die Rechtssicherheit zu gewährleisten. Da­
bei zeigt sich, daß unsere gesellschaftliche Dynamik immer 
neue Anforderungen an die sozialistische Gesetzgebung und 
damit auch an die Arbeit der Staats- und Rechtswissenschaft­
ler stellt.

Unser sozialistisches Recht dient den Interessen der Werk­
tätigen, dem Schutz der sozialistischen Ordnung und der Frei­
heit und der Menschenwürde, und in diesem Sinne gestalten 
wir es weiter aus.

Die Einheit von Theorie und Praxis — tägliche Anforderung 
an die Staats- und Rechtswissenschaftler

Überblickt man den Zeitraum seit dem X. Parteitag, so ist 
festzustellen, daß die Staats- und Rechtswissenschaftler der 
DDR durch ihre Mitwirkung an der Vorbereitung von Ge­
setzen und anderen rechtlichen Regelungen, durch Forschun­
gen zur Vervollkommnung der sozialistischen Demokratie, 
Untersuchungen zur praktischen Wirksamkeit der staatlichen 
Leitung und des Rechts, durch staats- und rechtswissen- 
schaftlicfae Beiträge zur Verwirklichung der Wirtschafts­
strategie unserer Partei und eine breitgefächerte Rechtspro­
paganda sowie mit der Ausbildung und kommunistischen 
Erziehung der Studenten und des wissenschaftlichen Nach­
wuchses einen wichtigen Beitrag zur weiteren Ausgestaltung 
der entwickelten sozialistischen Gesellschaft in unserem 
Lande leisten. Unsere Partei mißt der Tätigkeit der Staats­
und Rechtswissenschaftler in Forschung und Lehre große Be­
deutung bei. Gleichzeitig ist damit die Hoffnung verbunden, 
schneller noch vorhandene Tendenzen des abstrakten Theo- 
retisierens zu überwinden.

Insgesamt ist die Staats- und Rechtswissenschaft wie jede 
andere Wissenschaft gefordert, sich noch konsequenter und 
in der ganzen Breite ihrer Disziplin den rasch wachsenden 
Anforderungen der gesellschaftlichen Entwicklung zu stel­
len. Das beträchtliche Potential sollte noch wirksamer auf 
jene grundlegenden Fragen konzentriert werden, die von 
den aktuellen und perspektivischen gesellschaftlichen Erfor­
dernissen bestimmt werden. So wird sie dem Anspruch des 
Parteiprogramms an die Gesellschaftswissenschaftler ge­
recht, sich als ein theoretisches und politisch-ideologisches 
Instrument der Arbeiterklasse und ihrer revoluticjnären 
Kampfpartei bei der weiteren Gestaltung der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft sowie in der Auseinandersetzung 
mit dem Imperialismus und der bürgerlichen Ideologie zu 
bewähren.

Worauf kommt es im einzelnen an? Erstens werden ver­
stärkt theoretisch anspruchsvolle und praxiswirksame Ar­
beiten erwartet, die auf der Grundlage des Programms der 
SED Fragen der weiteren Gestaltung der entwickelten so­
zialistischen Gesellschaft untersuchen und lösen helfen.

Es ist nötig, daß die Staats- und Rechtswissenschaft durch 
neue Erkenntnisse, die der wachsenden Dynamik unseres 
gesellschaftlichen Voranschreitens gerecht werden, wissen­
schaftlichen Vorlauf für die Stärkung des sozialistischen 
Staates und die Festigung der Rechtsordnung der DDR 
schafft.

Wir brauchen theoretisch fundierte Beiträge zu grund­
legenden Fragen der Dialektik von Staat, Recht und Gesell­
schaft in der entwickelten sozialistischen Gesellschaft, über 
den Inhalt, die Entwicklungsrichtungen und wirksamere For­
men der Vervollkommnung der sozialistischen Demokratie, zur 
Organisierung und optimalen Wirksamkeit der Triebkräfte des 
Sozialismus für die Entwicklung und den Schutz der soziali­
stischen Gesellschaftsordnung und der friedlichen Arbeit der

1 E. Honecker, Bericht des Zentralkomitees der SED an den X. Par­
teitag, Berlin 1981, S. 119.

2 Recht in Ost und West (Berlin-West) 1984, Heft 2, S. 67 Я.


